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stehen sich gegenüber. Nicht alle Arbeitnehmer sind bereit oder in der Lage, die 
versprochene Arbeitsleistung zu erbringen. In diesem Fall liegt eine Leistungs-
störung des Austauschverhältnisses vor. Die Rede ist dann von einer sog. Low 
Performance, die den Arbeitgeber im Hinblick auf die bestehenden arbeits-
rechtlichen Reaktionsmöglichkeiten vor große Herausforderungen stellt. Die 
vorliegende Untersuchung soll dazu beitragen, den arbeitsrechtlichen Umgang 
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nung und in bundesrechtlichen Spezialgesetzen geregelt; von den Letzteren ist 
hier das Gaststättengesetz von Interesse. Aufgrund der Änderung des Grund-
gesetzes im Rahmen der Föderalismusreform ist allerdings das Gaststättenrecht 
in die Länderkompetenz „gewandert“. Von den neuen Zuständigkeiten haben 
einige Länder bereits Gebrauch gemacht und insbesondere eigene Gaststätten-
gesetze verabschiedet. Für die Länder, die dies noch nicht getan haben, gelten die 
Gewerbeordnung und das Gaststättengesetz als Bundesrecht fort.
Die Übersichten und (Klausur-)Fälle dieses Beitrags dienen der Vertiefung und 
Einübung des Basiswissens zum Gewerberecht. Die Fälle haben einen mittleren 
bis geringen Schwierigkeitsgrad und sind auf eine Bearbeitungszeit von maximal 
zwei Lehrveranstaltungsstunden (= 90 Minuten) angelegt. Weitere Fälle werden 
in zeitlich lockerer Abfolge in der DVP erscheinen.
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Aufgrund des demografischen Wandels auch in der öffentlichen Verwaltung und 
der stetigen Zunahme von psychischen Erkrankungen bei Beschäftigten sowohl 
in der Privatwirtschaft als auch in der öffentlichen Hand ist auch zukünftig mit 
einer weiteren Zunahme von Vorruhestandsfällen zu rechnen. Doch nicht immer 
werden Entscheidungen der Dienststelle für eine Versetzung in den Ruhestand 
wegen Dienstunfähigkeit auch von den Beamtinnen und Beamten mitgetragen. 
Sei es aus finanziellen Gründen oder aus anderen Gründen der Lebensplanung 
lässt sich eine gerichtliche Auseinandersetzung nicht vermeiden. Insofern ist die 
Dienststelle gut beraten, wenn sie sich frühzeitig mit den beamtenrechtlichen 
Rahmenbedingungen, insbesondere dem Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) 
und dem Niedersächsischen Beamtengesetz (NBG), vertraut macht und einer 
verwaltungsgerichtlichen Klage bestmöglich mithilfe einer lückenlosen Doku-
mentation der vorgenommenen verwaltungsinternen Abläufe entgegentritt. Ziel 
der Anstellungskörperschaft ist in diesen Fällen stets, eine möglichst kurzfristige 
Nachbesetzung erreichen zu können.
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künftig Gefahren bzw. Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

erwartet werden, scheint unter den polizeilichen Maßnahmen zunehmend an 
Bedeutung zu gewinnen. Allerdings macht diese Entwicklung das Vorgehen in 
rechtlicher Hinsicht zunehmend problematisch, weil es sich zwischenzeitlich zu 
einer Standardmaßnahme entwickelt hat, der es an einer hinreichenden gesetzli-
chen Ermächtigung fehlt. 
In diesem Beitrag werden zunächst die wichtigsten rechtlichen Aspekte des In
struments der Gefährderansprache beleuchtet. Anhand eines Fallbeispiels wird 
anschließend auf die Frage nach der Notwendigkeit einer speziellen gesetzli-
chen Ermächtigung eingegangen. Dabei wird dargelegt, dass die Gesetzgeber des 
Polizeirechts mittlerweile dringend aufgefordert sind, entsprechende Standard
ermächtigungen zu schaffen. Der Beitrag richtet sich daher gleichermaßen an 
Praktiker wie Studenten.
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